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DIE WEIBLICHEN ANGESTELLTEN UND DIE WAHLEN

Unter den 41 Millionen Wahlberechtigten, die am 14. September den neuen Reichs¬

tag wählen und damit die Entscheidung über das Schicksal der nächsten Zukunft des

deutschen Volkes treffen werden, sind rd. 21,5 Millionen Frauen. Dieses weibliche

Uebergewicht von fast 2 Millionen Stimmen, das den Ausschlag geben kann, bringt den

Frauen eine entscheidende Rolle, die alle Parteien veranlaßt, die Frauen besonders zu

umwerben. In starkem Mißverhältnis dazu steht aber die Tatsache, wie die Parteien

die Rechte der Frauen zu vertreten gewillt sind. Ein kurzer Blick über die Zahl

weiblicher Abgeordneter in den Parlamenten zeigt folgendes charakteristische Bild:

Die Frauen in den Parlamenten. Im letzten Reichstag waren unter 490 Abgeordneten
nur 32 Frauen, also §%%, jedoch befanden sich unter den 284 Abgeordneten der

bürgerlichen Parteien nur 9 Frauen, also 3%, dagegen unter den 153 Sozialdemokraten

20 Frauen = mehr als 13% (und unter den 53 Kommunisten 3 Frauen = 6%).

Bei den sächsischen Landtagswahlen am 22. Juni 1930 wurden im ganzen nur

7 Frauen gewählt, davon gehören 3 der SPD. und 4 der KPD. an. Die bürgerlichen
Parteien haben keine einzige Frau in den Landtag gebracht 1

Im Preußischen Landtag befinden sich unter 450 Abgeordneten 42 Frauen, und

zwar unter 257 Bürgerlichen 21 Frauen, unter 193 Sozialisten ebenfalls 21 Frauen.

Im Bayrischen Landtag sind unter 130 Abgeordneten nur 5 Frauen — 2 Bürgerliche
und 3 Sozialistinnen.

Die Stimmen der weiblichen Angestellten. Die weiblichen Wählerinnen scheiden

sich in zwei Gruppen: die Ehefrauen und Töchter und auch die mithelfenden Familien¬

angehörigen geben erfahrungsgemäß zum großen Teil ihre Stimmen ohne eigene Ent¬

scheidung der Partei ihres Gatten und Ernährers. Von den berufstätigen Frauen dagegen
wird man politische Urteilsfähigkeit und politische Mündigkeit erwarten. Bei ihnen

liegt das Hauptgewicht bei den Gruppen der Arbeiterinnen und Angestellten. Die

wachsende Bedeutung der Angestelltenschaft gibt in diesem Wahlkampf Veranlassung,
der Werbung der Angestellten besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Die neu ge¬

gründeten bürgerlichen Parteien suchen gerade unter den Angestellten Fuß zu fassen.

Etwa ein Zehntel aller Erwerbstätigen sind Angestellte, etwa auch ein Zehntel aller

Wähler (unter Ausscheidung der Wahlunmündigen und unter Hinzurechnung der An¬

gehörigen) werden Angestellte sein. Die Angestellten repräsentieren daher eine Wähler¬

schaft, auf die, wenn alle wählen, etwa 50 Abgeordnete entfallen. Die wahlfähigen
weiblichen Angestellten mit einer knappen Million Stimmenzahl entscheiden

allein über etwa 15 Mandate.

Angesichts dieser Möglichkeiten zur Gestaltung und Beeinflussung der sozialen Ver¬

hältnisse seien noch einmal kurz die besonderen „Leistungen" der Regierung Brüning



für die berufstätigen Frauen ins Gedächtnis gerufen: Die Ledigensteuer, die bereits am

1. September in Kraft tritt, trifft besonders die Frauen, da der Frauenüberschuß nicht

im Kindesalter, sondern gerade in den erwerbsfähigen Altersklassen am stärksten ist

(auf 1000 Männer im Alter von 20—45 Jahren kommen 1160 Frauen). Unter den berufs¬

tätigen Frauen werden aber gerade die weiblichen Angestellten besonders von der

Ledigensteuer betroffen, da von ihnen die allermeisten — 94% — ledig (verwitwet und

geschieden) sind; bei den Arbeiterinnen sind 80%, bei den Selbständigen 72%, bei den

„Mithelfenden" 40% ledig.
In der Arbeitslosenversicherung beziehen sich zwei „Reformen" der Notverordnung

besonders auf die berufstätigen Frauen: im Falle beide Ehegatten Hauptunterstützungs¬

empfänger sind, wird die niedrigere Unterstützung um die Hälfte gekürzt; ferner ist

auf die Unterstützung eines verheirateten Arbeitslosen das Einkommen seines Ehegatten

anzurechnen, soweit es 35 RM. in der Woche übersteigt.
Die Entlassung weiblicher Beamten im Falle der Eheschließung ist ein wichtiger

Punkt des Sparprogramms der Regierung Brüning, der zwar kaum nennenswerte Er¬

sparnisse bringen kann, aber die Frontrichtung der Regierung Brüning gegen die erwerbs¬

tätige Frau verdeutlicht.

LOHNSTEUER ALS MASSTAB FÜR DIE UNTERBEZAHLUNG DER

FRAUENARBEIT

Die Lohnsteuerstatistik, deren vorläufige Ergebnisse für 1928 jetzt veröffentlicht

werden („Wirtschaft und Statistik" 1930, Nr. 11) gestattet einen interessanten Einblick

in die soziale Struktur der erwerbstätigen Bevölkerung, vor allem auch in die unter¬

schiedliche Bezahlung von Männer- und Frauenarbeit. 1928 waren insgesamt 23,9 Mill.

Arbeitnehmer lohnsteuerpflichtig, aber nur 13,5 Mill. oder 57% mußten davon tatsächlich

Lohnsteuer bezahlen, die anderen blieben wegen ihres zu geringen Einkommens steuer¬

befreit bzw. unbesteuert. Von den Steuerpflichtigen waren 69% Männer und 31%

Frauen, d. h. also, ein Drittel aller Arbeitnehmer sind Frauen. In den Großstädten

steigt der Anteil der steuerpflichtigen weiblichen Arbeitnehmer sogar auf 36%. Im

einzelnen ergibt sich dabei ein sehr verschiedenes Bild: in den Städten der Schwer¬

industrie sinkt der Anteil der Frauen an den Arbeitnehmern stark unter den Reichs¬

durchschnitt (Hindenburg 13%, Oberhausen 19%, Essen 27%), in den Städten der

Textil- und Bekleidungsindustrie steigt der Prozentsatz wesentlich an (Plauen 48%,

Berlin, Breslau 42%). Aber: Obwohl ein Drittel der steuerpflichtigen Arbeitnehmer

Frauen sind, beträgt der weibliche Anteil unter den steuerzahlenden Arbeitnehmern

nur ein Sechstel; von den wegen zu geringen Einkommens, atso unter 100 RM. monattich,

unbesteuerten Arbeitnehmern sind mehr als die Hälfte (51%) Frauenl Selbst wenn

man berücksichtigt, daß mehr Frauen als Männer nicht voll erwerbstätig sind und

demzufolge niedrigeres Einkommen haben, geben diese Zahlen doch ein sehr deutliches

Bild von der außerordentlichen Unterbezahlung der Frauenarbeit!

100000 WEIBLICHE ANGESTELLTE SUCHEN ARBEIT!

Die schwere Wirtschaftskrisis hat sich in ungewöhnlich starkem Maße gerade auf

die Angestellten ausgewirkt. Während die Gesamtzahl der Arbeitsuchenden im Laufe

der ersten 5 Monate des Jahres gesunken ist, um dann im Juni wieder anzusteigen,

bewegt sich die Arbeitslosenziffer unter den kaufmännischen Angestellten seit Juli 1929

ununterbrochen aufwärts. Der Arbeitsmarkt der kaufmännischen Angestellten hat in

diesem Sommer kaum eine saisonmäßige Entlastung erfahren, während die Erwerbs-



losigkeit bei den Büroangestellten wenigstens im Juni vorübergehend einen Rückgang

zeigte. Mehr als alle anderen Gruppen der Angestellten, ja sogar der erwerbstätigen

Bevölkerung, ist im Laufe der letzten 12 Monate die Arbeitslosigkeit unter den weib¬

lichen kaufmännischen Angestellten gestiegen. Während im Juli 1929 54 000 arbeit¬

suchende kaufmännische Angestellte bei den Arbeitsämtern und nicht gewerbsmäßigen

Arbeitsnachweisen gemeldet waren, sind es Mitte Juli 1930 bereits 83 000. Das bedeutet eine

Steigerung von 45%, während gleichzeitig die Zahl der arbeitsuchenden männlichen kauf¬

männischen Angestellten nur um 30% gestiegen ist. Bei den Büroangestellten ist trotz

der vorübergehenden Besserung im Juni dieses Mißverhältnis in der Entwicklung des

letzten Jahres noch auffallender. Die Zahl der arbeitsuchenden weiblichen Büro¬

angestellten ist vom Juli 1929 zum Juli 1930 um 83% gewachsen, die der männlichen

dagegen nur um 13%. Die nachfolgende Tabelle verrät dabei noch gefährliche Per¬

spektiven für die weitere Entwicklung. Die Verschlechterung des Arbeitsmarkts aller

Angestelltengruppen schien im Juni ihren Höhepunkt erreicht zu haben, ist dann aber

im Juli nochmals sprunghaft angestiegen. In der ersten Julihälfte stieg allein die Zahl

der weiblichen arbeitslosen Angestellten um 60001 Im Zusammenhang mit den gegen¬

wärtigen Massenentlassungen muß man fürchten, daß Anfang September die Zahl der

erwerbslosen weiblichen Angestellten zum erstenmal seit der Inflation das Hundert¬

tausend erreicht haben wird — das bedeutet also 7% aller weiblichen Angestellten!

Kaufmännische Angestelle Büroangestellte
weiblich männlich weiblich männlich

Juli 1929 54 229 109 355 7 541 16 087

Januar 1930 67 596 123 911 11200 15 955

Februar 70 676 124 877 11990 15 856

März 72 645 122 336 12 418 16 087

April 78 673 132 758 13 816 17 486

Mai 77 953 133 920 13 699 17 615

Juni 78 218* 134 577* 12 892* 16 400*

Juli 83 322* 142 865* 13 673* 18 300*

RATIONALISIERUNG UND MASCHINESCHREIBEN

Welche Normen gelten für die Schnelligkeit des Maschineschreibens? Bei den

Behörden richten sich die Vorschriften über das Tagesmaß schreibmaschineller Leistung

nach einer Geschäftsordnung für die höheren Reichsbehörden von 1928. Auf Zeilen

und Anschläge umgerechnet, würde sich danach für den Achtstundentag — nach den

Berechnungen von Dr. Bode, Vorstand des Stenographischen Landesamts in Braun¬

schweig, im „Jahrbuch der Frauenarbeit" Bd. 6 — ein Tagesmaß von 960 Zeilen oder

53 760 Anschlägen, richtiger rund 53 000 Anschläge (denn angefangene 10 Zeilen gelten

für voll) ergeben, wenn keine Durchschläge gemacht würden. Da aber jeder Durch¬

schlag mit einem Sechstel angerechnet wird, so kommen etwa 44 000 Anschläge im

Tage heraus. Aus Kreisen der Wirtschaft, von Berufsberatern und anderer Seite,

werden jedoch noch ganz andere Zahlen genannt. Bode gibt selbst die Leistung einer

gewandten Schreiberin mit 4 Anschlägen in der Sekunde an, also 240 in der Minute,

in der Stunde 14 000, aber durch notwendige Unterbrechungen beim Schreiben auf

13 000 reduziert. Da man in 8 Stunden nur 7 Stunden wirklich schreiben kann, bedeutet

das eine Tagesleistung von rd. 90 000 Anschlägen — Zahlen, die Bode selbst als

„Ueberanstrengung" bezeichnet. In einer Abhandlung der Gewerbehygienikerin Dr.

*) Geschätzte Zahlen.



Krüger werden sogar 550 Anschläge in der Minute genannt. Das Arbeitswissenschaftliche

Institut in New York hat nach einer Untersuchung an 1000 amerikanischen Steno¬

typistinnen das Anschlagtempo auf durchschnittlich täglich rd. 49 000 Anschläge fest¬

gestellt — bei einer Umrechnung auf 7 Schreibstunden wären das 7000 in der Minute,

also die Hälfte des deutschen Tempos — und die körperlich ertragbare Höchstgrenze

mit 50 000 angegeben. Es wäre außerordentlich wichtig, wenn die Arbeitswissenschaft

wie die Gewerbeaufsicht hier einmal genauere Untersuchungen, vor allem auch über

die gesundheitlichen Wirkungen der schreibmaschinellen Leistung, vornehmen würden.

Auf Betreiben des AfA-Bundes ist ein „Ausschuß für Büro- und kaufmännische Betriebe

der deutschen Gesellschaft für Gewerbehygiene" eingerichtet worden. Es ist zu hoffen,

daß auf der Septembertagung der Gesellschaft für Gewerbehygiene, die sich mit der

„Hygiene im Büro und in kaufmännischen Betrieben" beschäftigen wird, auf diese

Fragen eingegangen wird, da die steigende hohe Berufsinvalidität der Stenotypistinnen

einen gesetzlichen Arbeitsschutz dringend notwendig macht. Sehr wichtiges Material

dazu ist aus der demnächst als Broschüre erscheinenden Umfrage des AfA-Bundes über

„Arbeiten an Schreibmaschinen" zu erwarten.

KLEINE MITTEILUNGEN

Der Vorstand des Bundes Deutscher Frauenvereine hat an alle Länderregierungen,

an den Deutschen Städtetag, an alle weiblichen Reichstags- und Landtagsabgeordneten

und an die Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung eine Ein¬

gabe „Gegen die Minderbewertung der Frauenarbeit" gerichtet und fordert, „daß Reich,

Länder und Kommunen bei ihrer Personalpolitik . . . gemäß Art. 128 der Reichsver¬

fassung der Frau gleiche Behandlung angedeihen lassen", und zwar: stärkere Einstellung

weiblicher Kräfte, bessere Eintarifierungen der weiblichen Behördenangestellten und

Beamtinnen, bessere Aufrückungsmöglichkeiten.

Zu der Denkschrift der Reichsregierung zur Ueberführung weiblicher Angestellter

ins Beamtenverhältnis (vgl. Rundschau Nr. 2) äußert sich die Vereinigung der Beamtinnen

und weiblichen Angestellten der Reichsbehörden in einer Entgegnung, die die ab¬

lehnende Darstellung der Denkschrift als lückenhaft und abwegig kennzeichnet. Es

gäbe z. B. heute bei den Hoheitsverwaltungen des Reichs 98181 männliche und

404 weibliche Beamte; von diesen letzten sind 360 von den Ländern übernommen

worden, so daß auf das Reich innerhalb von 10 Jahren nur 44 Beamtinnenstellen ent¬

fallen. Die Entgegnung stellt daher ihre Forderungen auf Ueberführung weiblicher

Angestellter in den Beamtendienst im Sinne der grundsätzlichen Haltung der Reichs¬

regierung bei der Etataufstellung 1929 wieder auf.

Drei Kongresse tagen zur Frage der Sexualreform: der 2. Internationale Kongreß

für Sexualforschung begann am 5. August in London und beschäftigte sich u. a. mit

der Schwangerschaftsfeststellung, beschränkte sich jedoch bewußt auf rein wissenschaft¬

liche Fragen unter Ausschaltung aller sexualpädagogischen und sozialen Forderungen.

Dagegen wird auf dem Kongreß der Weltliga für Sexualreform vom 13.—20. September

in Wien die soziale Frage sehr stark in den Vordergrund gestellt. Es werden u. a.

sprechen: Tandler-Wien über Wohnungsnot und Sexualreform, Goldscheid-Wien und

Helene Stöcker über Sexualmoral, Karl Renner und Magnus Hirschfeld über Rechts¬

ordnung, Marcuse und Haberlandt über Geburtenregelung und Menschenökonomie.

Sigmund Freud, G. B. Shaw, Rosa Mayreder, Margaret Sanger werden Ansprachen

halten. —• Der 7. Internation. Kongreß für Geburtenregelung wird vom 1.—5. September

in Zürich stattfinden.
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